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So mächtig ist 
Nummer 45

Spitzen-CVP-Frau 
kippt 

Finanzierung 
Tagesschulen

D ie ständerätliche 
Bildungskom-
mission will den 

Kantonen nicht helfen, 
Tagesschulen und Be-
treuungsplätze für 
schulpflichtige Kinder 
einzurichten. Die vom 
Bundesrat vorge­
schlagene Anschub­
finanzierung von 100 
Millionen Franken 

lehnte die Kommission 
am Montag ab. Der Ent-

scheid fiel denkbar knapp 
aus. Den Ausschlag gab – mit 
Stichentscheid – Kommissi-
onspräsidentin Brigitte Hä-

berli-Koller.
Damit hat ausgerechnet 

eine Spitzenpolitikerin der 
Familienpartei CVP dafür  
gesorgt, dass berufstätige El-

tern nicht von den Betreu-
ungskosten entlastet werden 
– und Mütter im Zweifelsfall 
zu Hause bleiben müssen. Die 
Thurgauer Ständerätin vertei-
digt sich: «Es gibt eine klare 
Aufgabenteilung zwischen 
Bund und Kantonen», sagt sie. 
«Tagesschulen sind Sache der 
Kantone.» Wenn Schulgemein-
den Tagesstrukturen schaffen 
wollten – was sie unterstütze –, 
sollten sie das selber tun.

Zudem wäre die Zusatzfinan­
zierung nur auf den ersten Blick 
eine Entlastung für die Kantone: 
«Nach drei Jahren müssten Kan-
tone und Gemeinden die Kosten 
selbst schultern.» Angesichts des 

Spardrucks sei das Vorhaben des 
Bundesrats aber nicht nachhaltig.

CVP-Familienpolitiker aus dem 
Nationalrat äussern Unverständnis 
über ihre Kollegin. «In der Vernehm­
lassung hat sich die CVP hinter den 

Bundesrat gestellt», wundert sich 
die Zürcherin Barbara Schmid-

Federer. Sie werde davon kein 
Jota abweichen. «Zumal die 
Anschubfinanzierung eine der 

wenigen konkreten Massnahmen 
der Fachkräfte-Initiative ist, mit der 
das inländische Arbeitskräftepo-
tenzial besser ausgeschöpft werden 
soll.» Auch andere CVPler sind ver­
stimmt, halten sich aber bedeckt. 
Sie hoffen, dass sich die Fronten im 
Ständerat klären und die 100 Milli-
onen mit Hilfe der Ratslinken doch 
noch durchkommen.� Sermîn Faki 

I n einem sind sich alle einig: 
Zuoberst in der Schweizer 
Wirtschaft hats zu wenig 

Frauen. Bei Massnahmen dage-
gen ist es vorbei mit der Einig-
keit. Die zuständige Bundesrätin 
Simonetta Sommaruga (56) 
will eine Frauenquote. BLICK 
weiss, dass sie den Vorschlag in 
gut zwei Wochen dem Parla­
ment unterbreiten will. Ihr Vor-
schlag: Für Verwaltungsräte 
von börsenkotierten Firmen 
wird ein Frauenanteil von 30 

Prozent vorgeschrieben, für die 
Geschäftsleitungen 20 Prozent.

Ihre Gegner werden bereits 
aktiv. Gestern stellte der Arbeit-
geberverband sein neustes Pro-
jekt vor: Es setzt an bei den 
Headhunters. Also jenen Ver-
mittlern, die Top-Kandidaten 
den Firmenleitungen präsentie-
ren. Die Headhunter sollen ei­
nen Verhaltenskodex unter­
schreiben und versprechen, 
mehr Frauen zu empfehlen. So 
wollen die Arbeitgeber den 

kümmerlichen Frauenanteil von 
16 Prozent in den Verwaltungs-
räten der 150 grössten Schwei-
zer Firmen in den nächsten vier 
Jahren «deutlich» verbessern. 
Kein Verwaltungsrat soll ein rei­
ner Männer-Club bleiben – was 
derzeit bei immerhin 50 der Fall 
ist. Die Arbeitgeber wissen, dass 
gemischte Gremien nachweis-
lich besser arbeiten. Gleichzei-
tig soll ihr Projekt Sommarugas 
Plänen den Wind aus den Se-
geln nehmen.� Konrad Staehelin

benslänglich. Tritt einer von  
ihnen zurück oder stirbt ein Rich­
ter im Amt, so nominiert der  
Präsident einen Nachfolger. Al-
lerdings muss der Senat der No-
mination zustimmen.

Ein Präsident hat ein Veto-
recht. Er kann damit jedes Ge-

setz blockieren. Der Kongress 
braucht zwei Drittel der Stim­
men, um ein Veto des Präsiden­
ten zu überstimmen.

Niemand weiss mehr über 
die Welt als ein amerikanischer 
Präsident. Er ist ein Super-Spi-
on. Nicht weniger als 16 Spiona­
ge-Abteilungen spähen und hor­
chen die Welt aus – und infor-
mieren den Präsidenten über 
ihre Erkenntnisse.

Verstösst ein Präsident gegen 
Gesetze, so kann der Kongress 
ein Amtsenthebungsverfahren 
einleiten. Zuletzt widerfuhr dies 
Bill Clinton 1998, der unter dem 
Verdacht des Meineids stand.
Ein Präsident verdient im Jahr 

400 000 Dollar, umgerechnet 
390 000 Franken. Hinzu kom-
men 50 000 Dollar Spesen, 
100 000 für Reisen sowie 19 000 
Dollar für Unterhaltung.

Er gehört zu einem sehr  
exklusiven Klub. Bisher gab es 
44 US-Präsidenten. Am 20. Ja-
nuar legt der 45. Präsident sei-
nen Amtseid ab. Neben Obama 
leben noch vier weitere Ex-Prä-
sidenten: Bill Clinton, George 
W. Bush (70), dessen Vater 
George H. W. Bush (92) und 
Jimmy Carter (92). Ihr kurioses­
tes Machtmittel übten sie alle 
jeweils am Tag vor Thanksgiving 
aus: Sie retteten einen Truthahn 
vor dem Schlachten.

Ausgerechnet!

Das meintDas meint
Sermîn Faki 
Bundeshausredaktorin
sermin.faki@ringier.ch

«Wir kämpfen für das Wohl 
der Familien», steht im 
CVP-Parteiprogramm. 

Doch wird es konkret, lässt die 
Kampfeslust der selbsternannten 
Familienpartei nach. In der Bil-
dungskommission hat jedenfalls 
eine CVP-Frau dafür gesorgt, 
dass es sich für Mütter weiterhin 
nicht lohnt, arbeiten zu gehen, 
weil die Kinderbetreuungskosten 
den Lohn fast auffressen. Und 
das, obwohl sich die Partei die 
Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie auf die Fahnen geschrieben 
hat. Das Nein mit der Aufgaben-
teilung zwischen Bund und Kan-
tonen zu begründen, ist gewagt: 
Mit der seit 2003 laufenden An-
schubfinanzierung wurden eben-
falls Betreuungsplätze für Kinder 
im Volksschulalter geschaffen – 
mit dem Segen der SVP.

Statt sich hinter pseudofödera-
listischen Ausflüchten zu verste-
cken, täte die CVP unter Gerhard 
Pfister gut daran, nicht noch die 
letzten Stammwähler zu vergrau-
len. Familien brauchen konkrete 
Rahmenbedingungen – nicht ab-
strakte Islam-Debatten.

Familie statt 
IslamdebatteStellt sich gegen die

Anschubfinanzierung:
Ständerätin Brigitte

Häberli-Koller.

Das Oval Office: Seit 1909 ist es
das Arbeitsbüro des Präsidenten.
Der Teppich wird bei jedem neuen

Amtsantritt neu gestaltet.

Keine Entlastung
für berufstätige

Eltern.

Gegenvorschlag zu Frauenquote
Arbeitgeberverband will Sommaruga ausbremsen
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DerHeimat Sorge tragen.
Alte AKW sind ein untragbares Grossrisiko. Der älteste AKW-Park derWelt steht
im dichtbesiedelten SchweizerMittelland. Gebiete in 14 Kantonen liegen im
Umkreis von 50 kmumdie Schweizer Kernkraftwerke und sind speziell gefährdet.
Ihre Evakuierungwäre hoch problematisch.
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